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SPRUCH 

Der schlimmste aller Fehler ist, sich keines solchen be-

wusst zu sein. 

Thomas Carlyle; 1795 - 1881, schott. Schriftsteller, Historiker u. Philosoph 

  

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  
  

Spaziergang in der Arbeitspause ist nicht un-

fallversichert 
  

Arbeitnehmer sind gesetzlich unfallversichert, solange sie eine betriebsdienliche Tä-

tigkeit verrichten. Spazierengehen in einer Arbeitspause ist keine Haupt- oder Ne-

benpflicht aus dem Beschäftigungsverhältnis eines Versicherten, sondern stellt eine 

eigenwirtschaftliche Verrichtung dar. Verunglückt ein Versicherter hierbei, ist dies 

daher kein Arbeitsunfall im Sinne der gesetzlichen Unfallversicherung. Zu dieser Ent-

scheidung kam das Hessische Landessozialgericht in seinem Urteil vom 24.7.2019. 

 
 

Familienrecht/Erbrecht 
 

Elternzeit - Kürzung von Urlaubs- 
ansprüchen 
  
Der gesetzliche Urlaubsanspruch besteht auch für den Zeitraum der Elternzeit, er 
kann jedoch vom Arbeitgeber gekürzt werden. Möchte der Arbeitgeber von seiner 
Befugnis Gebrauch machen, den Erholungsurlaub für jeden vollen Kalendermonat 
der Elternzeit um 1/12 zu kürzen, muss er eine darauf gerichtete empfangsbedürf-
tige rechtsgeschäftliche Erklärung abgeben. Dazu ist es ausreichend, dass für den 
Arbeitnehmer erkennbar ist, dass der Arbeitgeber von der Kürzungsmöglichkeit Ge-
brauch machen will.  
 

 
 

  



Das Kürzungsrecht des Arbeitgebers erfasst auch den vertraglichen Mehrurlaub, 
wenn die Arbeitsvertragsparteien für diesen keine für die Urlaubskürzung aufgrund 
von Elternzeit abweichende Regelung vereinbart haben. 
 
Die Kürzung des gesetzlichen Mindesturlaubsanspruchs verstößt auch nicht gegen 
EU-Recht. Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs sind Arbeitneh-
mer, die wegen Elternzeit im Bezugszeitraum nicht zur Arbeitsleistung verpflichtet 
waren, nicht Arbeitnehmern gleichzustellen, die in diesem Zeitraum tatsächlich gear-
beitet haben. 

 

 
 
Sonstiges 
 
Das Setzen von Cookies erfordert aktive Einwilli-

gung 
  

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat am 1.10.2019 entschieden, dass für das 

Setzen von Cookies die aktive Einwilligung des Internetnutzers erforderlich ist. Ein 

voreingestelltes Ankreuzkästchen genügt daher nicht. 

 

In dem entschiedenen Fall verwendete die deutsche Planet49 GmbH bei Online-Ge-

winnspielen zu Werbezwecken ein Ankreuzkästchen mit einem voreingestellten Häk-

chen, mit dem Internetnutzer, die an einem solchen Gewinnspiel teilnehmen möch-

ten, ihre Einwilligung in das Speichern von Cookies erklären. Die Cookies dienten zur 

Sammlung von Informationen zu Werbezwecken für Produkte der Partner der Pla-

net49 GmbH. 

 

Die Richter des EuGH stellten in ihrer Begründung klar, dass die Einwilligung für den 

konkreten Fall erteilt werden muss. Die Betätigung der Schaltfläche für die Teil-

nahme am Gewinnspiel stellt noch keine wirksame Einwilligung des Nutzers in die 

Speicherung von Cookies dar. 

 

Weiterhin stellte der EuGH klar, dass der Diensteanbieter gegenüber dem Nutzer 

hinsichtlich der Cookies u. a. Angaben zur Funktionsdauer und zur Zugriffsmöglich-

keit Dritter machen muss. 

 


